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I. RECHTSGRUNDLAGEN  

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt 
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27.03.2020 (BGBl. I S. 587)  

- Baunutzungsverordnung (BauNVO - Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786)  

- Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) in der Fassung vom 24.11.1998 (GVBl. 1998, S. 365), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.06.2019 (GVBl. S. 112) 

- Planzeichenverordnung (PlanzV – Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung 
des Planinhalts) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
04.05.2017 (BGBl. I S. 1057) 

- Bundesnaturschutzgesetz (Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege – BNatSchG) vom 29.07.2009 
(BGBl. 2009 I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 04.03.2020 (BGBl. I S. 440)   

- Landesnaturschutzgesetz ((Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von Natur und Landschaft – 
LNatSchG) vom 06.10.2015 (GVBl. 2015, S. 283f.), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
21.12.2016 (GVBl. S. 583) 

- Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG – Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur 
Sanierung von Altlasten) vom 17.03.1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 3 Abs. 3 der 
Verordnung vom 27.09.2017 (BGBl. I S. 3465) 

- Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) vom 25.07.2005 (GVBl. S. 302), zuletzt geändert durch Artikel 14 
des Gesetzes vom 19.12.2018 (GVBl. S. 448) 

- Denkmalschutzgesetz Rheinland-Pfalz (DSchG) vom 23.03.1978 (GVBl. S. 159), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 03.12.2014 (GVBl. S. 245) 

- Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG - Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 17.05.2013 (BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 08.04.2019 
(BGBl. I S. 432) 

- Wasserhaushaltsgesetz (WHG) - Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes - vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 
2585), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04.12.2018 (BGBl. I S. 2254) 

- Landeswassergesetz (LWG) - Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz - in der Fassung vom 14.07.2015 
(GVBl. S. 127), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 19.12.2018 (GVBl. S. 469) 

- Landesstraßengesetz für Rheinland-Pfalz (LStrG) in der Fassung vom 01.08.1977 (GVBl. S. 273), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 08.05.2018 (GVBl. S. 92) 

- Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) in der Fassung vom 31.01.1994 (GVBl. S. 153), zuletzt 
geändert durch Artikel 37 des Gesetzes vom 19.12.2018 (GVBl. S. 448) 

- Landesnachbarrechtsgesetz für Rheinland-Pfalz (LNRG) vom 15.06.1970, zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 21.07.2003 (GVBl. S. 209). 
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E i n b e z i e h u n g s s a t z u n g  
´ Ö s t l i c h  d e r  H o c h w a l d s t r a ß e `   

O r t s g e m e i n d e  W a r m s r o t h   
 
Der Ortsgemeinderat von Warmsroth beschließt die folgende 
Einbeziehungssatzung gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB: 
 

§ 1 Plangebiet und künftig darin geltende Vorgaben  

A. Geltungsbereich: 

Der räumliche Geltungsbereich der Einbeziehungssatzung umfasst folgende Grundstücke der 
Gemarkung Warmsroth:  

Einbezogene Fläche: Flur 4: Flurstücke 14/12 (teilweise) und 33 (teilweise). 

Die genaue Abgrenzung des Einbeziehungsbereiches ist aus der Planzeichnung ersichtlich.    
 

B. Zulässigkeit von Vorhaben: 

Die Flächen des Geltungsbereiches werden durch die vorliegende Satzung gemäß § 34 Abs. 4 
Nr. 3 BauGB in die im Zusammenhang bebaute Ortslage einbezogen.  

Innerhalb des Geltungsbereiches der vorliegenden Einbeziehungssatzung richtet sich die 
Zulässigkeit von Vorhaben künftig nach den Vorgaben des § 34 BauGB. 

Darüber hinaus werden gemäß § 34 Abs. 5 Satz 2 BauGB in der vorliegenden Satzung bereits 
einzelne Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 und 3 Satz 1 BauGB getroffen. 

 

C. Planungsrechtliche Festsetzungen (gemäß § 9 BauGB): 

In Ergänzung der zeichnerischen Festsetzungen in der Planzeichnung wird folgendes textlich 
festgesetzt: 
 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 1-15 BauNVO):   

WA – Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO (siehe Plandarstellung mit Einschrieb).  

Ausnahmen gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO werden gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO i. V. m. § 31 Abs. 1 
BauGB nicht Bestandteil der vorliegenden Satzung und sind somit nicht zulässig. 
 
 

2. Maß der baulichen Nutzung  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 16-21a BauNVO) 

2.1 Grundflächenzahl (GRZ) (§ 16 Abs. 2 Nr. 1 und § 19 BauNVO)  
(siehe Plandarstellung mit Einschrieb).      

2.2 Zahl der Vollgeschosse (§ 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO) 

 (siehe Plandarstellung mit Einschrieb). 
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3. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 BauNVO) 

(siehe Plandarstellung mit Einschrieb). 

3.1 Abweichende Bauweise (§ 22 Abs. 4 BauNVO) 

Es sind, gemäß der Nutzungsschablone im Plan, nur Einzelhäuser [E] und diese somit grund-
sätzlich in offener Bauweise mit seitlichem Grenzabstand zulässig. 

Dabei wird aber – gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO somit abweichend von den Vorgaben des 
§ 22 Abs. 1 BauNVO - die Außenwandlänge bei Einzelhäusern auf maximal 16 m 
beschränkt. 

 
 
4. Flächen für Nebenanlagen, Flächen für Stellplätze und Garagen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, Stellplätze und Garagen im Sinne des § 12 BauNVO 
mit ihren Zufahrten sowie generell bauliche Anlagen, soweit sie nach LBauO in den Abstands-
flächen zulässig sind oder zugelassen werden können, können gemäß § 23 Abs. 5 BauNVO auch 
außerhalb der Baugrenzen errichtet werden, soweit keine sonstigen Festsetzungen entgegen-
stehen.  

 
 
5. Private Grünfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

Die gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB festgesetzte private Grünfläche ist gärtnerisch als Zier- 
und / oder Nutzgarten anzulegen und zu unterhalten und darf nicht dauerhaft als Arbeits- oder 
Lagerfläche genutzt werden.  

Bauliche Anlagen sind in dieser Fläche - mit Ausnahme von gartentypischen Nebenanlagen 
(Gartenlauben, Gerätehäuschen, Sitzplätze, Wege u. ä.) sowie Einfriedungen - nicht zulässig.  

Die zum Zeitpunkt des Beschlusses zur Aufstellung dieser Satzung (26.08.2020) bereits beste-
henden baulichen Anlagen (wie insbesondere ein Teil der Garage am Nordwestrand - s. Kataster-
grundlage im Plan - sowie die sonstigen Anlagen gemäß der Skizze in Abb. 3 in Kap. 6 der 
Begründung) genießen Bestandsschutz.      

Zulässig in der privaten Grünfläche ist außerdem die unterirdische Verlegung von Leitungen für 
die Ver- und Entsorgung von Baugrundstücken, einschließlich von damit funktional verbundenen 
Anlagen (wie Schächten o. ä.). 

 
 
6. Fläche oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 

und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

6.1 Wasserdurchlässige Befestigung von Belägen      

Zufahrten und Kfz.-Stellplätze sowie fußläufige Wege sind mit wasserdurchlässigen Belägen 
auf versickerungsfähigem Unterbau auszubilden. Geeignet sind z. B. Rasengittersteine, weit-
fugig verlegtes Pflaster (Fugenbreite ≥ 2 cm), dränfähige Pflastersteine, wassergebundene 
Decken oder Schotterrasen. 

6.2 Artenschutzrechtlich begründete Maßnahmen  

6.2.1 Zur Sicherung der Einhaltung des Tötungsverbots gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 und / oder 
des Beschädigungsverbots des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ist die Rodung von 
Gehölzen nur im Zeitraum zwischen dem 01.10. eines Jahres und dem 28. / 29.02. des 
Folgejahres zulässig. 

6.2.2 Auch ein Abriss des Holzlagerschuppens im Norden des WA-Gebietes ist nur im Zeit-
raum zwischen dem 01.10. eines Jahres und dem 28. / 29.02. des Folgejahres zulässig  
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Eine Ausnahme von der Einhaltung dieser Frist zum Abriss des Holzlagerschuppens 
ist auf einen begründeten Antrag bei der zuständigen Naturschutzbehörde hin, mit 
deren ausdrücklicher Zustimmung und nur unter folgenden Bedingungen möglich: 

- Der Schuppen ist – nach vorheriger Abstimmung mit der zuständigen Naturschutz-
behörde - zuvor von einem dafür qualifizierten Fachmann auf das Vorkommen von 
Nestern und Tieren (so v. a. auf die Brut von Vögeln) zu untersuchen, um die 
Tötung bzw. Störungen oder Zerstörungen von Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
geschützter Arten ausschließen zu können. 

- Sofern Nester und Tiere vorhanden sind, müssen die Arbeiten solange zurückge-
stellt werden, bis die zuständige Naturschutzbehörde über die weitere Vorgehens-
weise (Wartezeiten o. ä.) zur Gewährleistung der artenschutzrechtlichen Erforder-
nisse entschieden hat. 

6.2.3 Auf jedem Baugrundstück ist mindestens je 1 Vogel-Nistkasten für Höhlen- und 
Nischenbrüter an einer geeigneten Stelle anzubringen. 

6.3  Ausgleichsmaßnahmen 

Auf der gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB festgesetzten Fläche am Nordrand des Geltungs-
bereiches sind zum Ausgleich für die durch die Satzung ermöglichten Eingriffe folgende 
Maßnahmen erforderlich: 

6.3.1 Aufwertung des bestehenden Heckenstreifens  

Die bisherige Nadelbaum-Hecke unmittelbar nördlich bis nordöstlich des WA-
Gebietes (am Südrand und am Südostrand der Ausgleichsfläche) ist in der unter Ziffer 
6.2.1 genannten Frist zu roden und durch eine Hecke (geschnitten oder freiwachsend) 
aus standortgerechten Gehölzen aus der in § 3 Ziffer 19 des vorliegenden Satzungs-
textes aufgeführten Pflanzenliste zu ersetzen. Die landesnachbarrechtlichen Bestim-
mungen sind dabei zu beachten. 

6.3.2 Anlage einer Extensivwiese mit Einzelbäumen 

Auf der verbleibenden Fläche ist eine blütenreiche, extensiv zu pflegende Wiese anzu-
legen, die mit wenigen standortgerechten Bäumen zu überstellen ist.  

Es sind dazu folgende Maßnahmen erforderlich: 

- Nach fachgerechter Bodenvorbereitung (Grubbern, Eggen der Fläche) Einsaat mit 
autochthonem und naturtreuem Saatgut gemäß den „Empfehlungen für Begrünun-
gen mit gebietseigenem Saatgut“ (Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung 
Landschafsbau e.V., 2014). Sollte eine Verfügbarkeit des Mahdgutes nachweislich 
nicht gegeben sein, kann alternativ die Einsaat mit Regiosaatgutmischung einer 
blütenreichen Regio-Saatgutmischung (Ursprungsgebiet 9 - Oberrheingraben mit 
Saarpfälzer Bergland), idealerweise im Zeitraum von Februar bis Mai oder Ende 
August bis Anfang Oktober, erfolgen. 

- Auf der Fläche sind mindestens 2 hochstämmige Bäume aus der in § 3 Ziffer 19 
des vorliegenden Satzungstextes aufgeführten Pflanzenliste zu pflanzen. Die Bäu-
me müssen einen Abstand von mindestens 6 m zur östlich folgenden Ackerfläche 
einhalten. Der Pflanzabstand untereinander soll ca. 8 m nicht unterschreiten. Die 
Pflanzungen erfolgen nach DIN 18916 (Bodenverbesserung, Gießrand, Dreibock, 
Verdunstungsschutz). 

 
 
7. Flächen mit Bindungen für den Erhalt von Bäumen und Sträuchern und sonstigen 

Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB) 

Die beiden in der Planzeichnung gemäß § 9 (1) Nr. 25b BauGB festgesetzten Bäume (eine Stiel-
Eiche und ein Walnussbaum) sind dauerhaft zu erhalten. Bei Verlust eines Baumes ist der 
Bestand – in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde - gleichwertig zu ersetzen.  
Ihr Umfeld ist gemäß DIN 18920 bzw. nach den Vorgaben der RAS-LP 4 (Richtlinie für die 
Anlage von Straßen, Teil: Landschaftspflege, Abschnitt 4: Schutz von Bäumen, Vegeta-
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tionsbeständen und Tieren bei Baumaßnahmen) zu schützen und von jeglicher Bautätigkeit frei-
zuhalten. Dieser Schutz ist bereits durch das einfache Abstecken bzw. Markieren des Traufberei-
ches des Baumes mit Pflöcken in einem Abstand von ca. 3 m um den Stamm herum zu erreichen. 
In diesen Bereichen ist das Befahren mit schwerem Gerät ebenso zu unterlassen wie die Lagerung 
jeglicher Arbeitsmaterialien und -geräte. 

 
 
8. Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelt-

einwirkungen und sonstigen Gefahren im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes sowie 
die zum Schutz vor solchen Einwirkungen oder zur Vermeidung und Verminderung solcher 
Einwirkungen zu treffenden baulichen und sonstigen technischen Vorkehrungen, ein-
schließlich von Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Geräusche, wobei die Vorgaben des Immissionsschutzrechts unberührt bleiben  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

8.1 Bauliche und sonstige technische Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwir-
kungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes: 

Auf Grundlage eines schallschutztechnischen Gutachtens werden Flächen für besondere 
Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) festgelegt. 

8.1.1 Maßgeblicher Außenlärmpegel 

Bei der Errichtung von Gebäuden sind die Außenbauteile der schutzbedürftigen, dem 
ständigen Aufenthalt von Personen dienenden Aufenthaltsräume mindestens entspre-
chend den Anforderungen der im Bebauungsplan (gemäß der Abbildung A 09 des 
schalltechnischen Gutachtens) zeichnerisch festgesetzten maßgeblichen Außenlärm-
pegel nach DIN 4109 ´Schallschutz im Hochbau` vom Januar 2018 bzw. der jeweils 
aktuellen Fassung auszubilden.   

Da die maßgeblichen Außenlärmpegel zwischen 67 dB(A) im Südwesten (südwestlich 
der in der Planzeichnung übernommenen 67 dB-Linie) und 68 dB(A) im übrigen WA-
Teilgebiet (nordöstlich der in der Planzeichnung übernommenen 67 dB-Linie) liegen, 
ist - zur Sicherung des Schutzanspruchs eines Innenraumpegels von 30 dB(A) für 
Aufenthaltsräume in Wohnungen - ein gesamtes Bauschall-Dämmmaß R’wges der 
Außenbauteile von bis zu 38 dB(A) erforderlich.  

Die erforderlichen Schalldämmmaße sind in Abhängigkeit von der Raumnutzungsart 
und Raumgröße im bauordnungsrechtlichen Verfahren auf Basis der DIN 4109 nach-
zuweisen. 

Von den Festsetzungen kann ausnahmsweise abgewichen werden, wenn im bauord-
nungsrechtlichen Verfahren der Nachweis erbracht wird, dass im Einzelfall geringere 
maßgebliche Außenlärmpegel an den Fassaden vorliegen. Die Anforderungen an die 
Schalldämmung der Außenbauteile können dann entsprechend den Vorgaben der DIN 
4109 reduziert werden. 

8.1.2 Schallgedämmte Lüftungseinrichtungen 

Als Ergänzung zu den erforderlichen Schallschutzmaßnahmen der Außenbauteile sind 
im gesamten Plangebiet bei der Errichtung von Gebäuden in Räumen mit Nachtschlaf 
(Schlaf- und Kinderzimmer) fensterunabhängige, schallgedämmte Lüfter oder gleich-
wertige Maßnahmen bautechnischer Art einzubauen, die eine ausreichende Belüftung 
bei geschlossenem Fenster sicherstellen. Dabei ist das erforderliche resultierende 
gesamte Schalldämm-Maß (erf. R’w,res) aus dem Schalldämm-Maß aller Außenbau-
teile gemeinsam zu erfüllen. Zur Sicherstellung ausreichend niedriger Innenpegel darf 
der Eigengeräuschpegel der Lüftungssysteme in einem Meter Abstand nicht mehr als 
~ 25 dB(A) betragen. Eine ausreichende Luftwechselzahl muss auch bei vollständig 
geschlossenem Fenster gewährleistet sein.  
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Von den Festsetzungen kann ausnahmsweise abgewichen werden, wenn im bauord-
nungsrechtlichen Verfahren der Nachweis erbracht wird, dass im Einzelfall nachts an 
den Fassaden Beurteilungspegel ≤ 50 dB(A) vorliegen oder der Raum über ein weite-
res Fenster (mit Beurteilungspegel ≤ 50 dB(A) nachts) her belüftet werden kann. 

 
 
 

D. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen  
(gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 88 Landesbauordnung Rheinland-Pfalz - LBauO): 
 

1. Gestaltung der nicht überbauten Flächen bebauter Grundstücke  
(§ 88 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 6 LBauO) 

1.1 Die nicht überbauten Grundstücksflächen bebauter Grundstücke, einschließlich unterbauter 
Freiflächen, sind, soweit sie nicht für eine sonstige zulässige Nutzung (wie Zuwegungen 
und Zufahrten, Stellplätze, Arbeits- oder Lagerflächen oder Spiel- und Aufenthaltsflächen) 
benötigt werden, gärtnerisch als Zier- und / oder Nutzgarten in Form von Vegeta-
tionsstrukturen ohne Kunststoffmaterialien anzulegen und zu unterhalten; sie dürfen nicht 
dauerhaft als Arbeits- oder Lagerflächen genutzt werden.  

1.2 Lose Stein- / Materialschüttungen (bspw. Schotter, Splitt, Kies, Glas), die nicht pflanz-
lichen Ursprungs sind, sind nicht zulässig. Ausnahmen davon sind lediglich zulässig für 
Steinschüttungen in einer Breite von maximal 50 cm unmittelbar an der Gebäudewand, die 
der raschen Ableitung von Niederschlagswasser in den Untergrund dienen („Trauf-
streifen“).  

 
 
 

§ 2 Nach anderen gesetzlichen Vorschriften getroffene Festsetzungen / 
nachrichtliche Übernahmen (§ 9 Abs. 6 und Abs. 6a BauGB)  

1. Lage in einem Landschaftsschutzgebiet 
Das Plangebiet liegt im großräumigen ´Landschaftsschutzgebiet Rheingebiet von Bingen bis 
Koblenz` (Landschaftsschutzverordnung Mittelrhein vom 26.04.1978 (GVBl. S.266, 724, 
zuletzt geändert 1992 GVBl. S.41). 
Schutzzweck des LSG ist nach § 3 der Verordnung  
"a) die Erhaltung der landschaftlichen Eigenart, der Schönheit und des Erholungswertes des 

Rheintales und seiner Seitentäler mit den das Landschafsbild prägenden Hängen und 
Höhenzügen; 

  b) die Verhinderung von Beeinträchtigungen des Landschaftshaushaltes, insbesondere durch 
Bodenerosionen in den Hanglagen". 

§ 4 der Verordnung enthält einen umfangreichen Katalog von Maßnahmen und Handlungen, die 
ohne Genehmigung der Naturschutzbehörde verboten sind.  
Laut § 4 Abs. 2 kann die Genehmigung allerdings nur versagt werden, "wenn die Maßnahme 
dem Schutzzweck (§ 3) zuwiderläuft und eine Beeinträchtigung des Schutzzweckes nicht durch 
Bedingungen oder Auflagen verhütet oder ausgeglichen werden kann. Das gleiche gilt, wenn 
ein planerischer Nachweis für im Einzelfall erforderliche Verhütungs- oder Ausgleichsmaß-
nahmen nicht erbracht wird". 
Nach § 1 Abs. 2 der Schutzverordnung bleiben alle Flächen, die sich im Geltungsbereich eines 
Bebauungsplanes oder innerhalb von im Zusammenhang bebauten Ortslagen befinden, von der 
Schutzverordnung ausgenommen. 
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§ 3 Hinweise und Empfehlungen (ohne Festsetzungscharakter)  
 

1. Bewirtschaftung des Niederschlagswassers  
Zur Sicherstellung eines geordneten Abflussverhaltens der Vorfluter haben Maßnahmen der 
Wasserrückhaltung Vorrang vor abflussbeschleunigenden Maßnahmen.  
Gemäß § 55 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) soll das anfallende Niederschlagswasser orts-
nah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit 
Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch 
sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 

Die technische Ausführung einer evtl. Versickerung über die belebte Bodenzone, die Standort-
eignung sowie das Erlaubnis- / Genehmigungsverfahren sind mit dem Träger der Abwasser-
beseitigung abzustimmen. 

Grundsätzlich ist eine offene Versickerung von unbelastetem Niederschlagswasser / Drainage-
wasser auf dem Grundstück, auf dem es anfällt, genehmigungs- und erlaubnisfrei.  

Das Versickern von anfallendem Oberflächenwasser ist allerdings nur breitflächig (über flache 
Mulden bis maximal 30 cm Tiefe) ohne gesonderte wasserrechtliche Erlaubnis zulässig.  
Für die gezielte Versickerung (Mulden mit angeschlossener, undurchlässiger Fläche im Ver-
hältnis zur Muldenfläche > 5:1 bzw. einer Muldentiefe größer als 30 cm, zentrale Becken, Rigo-
len, Schächte etc.) sowie für die Einleitung in ein Fließgewässer ist hingegen eine wasser-
rechtliche Erlaubnis durch die Kreisverwaltung Bad Kreuznach erforderlich.  

Bei gezielter Versickerung ist ein Abstand von mindestens 1 Meter zwischen der Sohle der Ver-
sickerungsanlage und dem mittleren höchsten Grundwasserstand einzuhalten; dies gilt auch für 
Privatgrundstücke. 

Eine offene Versickerung (Flächen-, Mulden- oder Grabenversickerung) ist auch stets so anzu-
legen, dass Gefahren oder Schäden zu Nachbargrundstücken und öffentlichen Verkehrsflächen 
nicht entstehen können. Alle sonstigen Versickerungsmöglichkeiten des Oberflächenwassers 
sind Einwirkungen, die nach § 9 WHG (Wasserhaushaltsgesetz) als Benutzungen gelten und 
einer wasserrechtlichen Erlaubnis bedürfen. 

2. Schutz vor Außengebietswasser 
Grundsätzlich ist, gemäß den Vorgaben des § 5 Abs. 2 WHG, jeder Grundstückseigentümer 
eigenverantwortlich „im Rahmen des ihm Möglichen und Zumutbaren verpflichtet, geeignete 
Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Schadensminde-
rung zu treffen, insbesondere die Nutzung von Grundstücken den möglichen nachteiligen Fol-
gen für Mensch, Umwelt oder Sachwerte durch Hochwasser anzupassen.“ Dies betrifft auch 
Maßnahmen vor Überflutungen aus eindringendem Außengebietswasser (nicht jedoch aus 
Abwasseranlagen) auf sein Grundstück.  
Im vorliegenden Fall ist aufgrund der Lage des Plangebietes keine besondere Gefahr von Über-
flutungen erkennbar. Dennoch wird den Grundstückseigentümern empfohlen, zum Schutz vor 
einem nie ganz auszuschließenden Eindringen von Wasser aus Nachbargrundstücken im Falle 
von Starkregenereignissen entsprechende Vorsorgemaßnahmen zu treffen. 
Dies betrifft im Plangebiet insbesondere die nördlichen bis östlichen Ränder der Einbeziehungs-
fläche. Dort sollten ggf. Vorkehrungen (in Form von Verwallungen o. ä., unter Einhaltung der 
landesnachbarrechtlichen Bestimmungen) getroffen werden, die vom Eigentümer herzustellen 
und dauerhaft zu erhalten sind.  
Nähere Hinweise dazu, auch zu Maßnahmen zum entsprechenden Schutz von baulichen Anla-
gen, können auch den entsprechenden Merkblättern entnommen werden, wie z. B. dem Rhein-
land-pfälzischen Leitfaden Starkregen "Was können die Kommunen tun?", erschienen Februar 
2013, einsehbar unter http://www.ibh.rlp.de/servlet/is/8892/. 
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3. Nutzung von Niederschlagswasser 
Zum Zwecke der Verwertung (Nutzung) von Niederschlagswasser als Brauch- und / oder 
Beregnungswasser sollten möglichst Zisternen mit Pumpen zur Brauchwassernutzung errichtet 
werden.  

Zur Reduzierung der Abflussverschärfung und Nutzung von Brauchwasser sollte das Dach-
wasser der Gebäude in doppelstufigen Regenwasserzisternen gesammelt werden. Das Prinzip beruht 
auf einer Grundspeicherung des Regenwassers zur Nutzung (VN) sowie eines flexiblen Speichers zur 
Retention (Pufferung) zusätzlicher Niederschlagswässer (VR) bei gleichzeitiger gedrosselter Ablei-
tung. Das erforderliche Gesamtvolumen ergibt sich durch einfache Addition der beiden Volumina: 
Verf.= VN+VR. 

Im Falle des Einbaus von Regenwassernutzungsanlagen muss dem Verbraucher nach der 
Trinkwasserverordnung 2001 (TrinkwV2001) für die in § 3 Nr. 1 genannten Zwecke Wasser 
mit Trinkwasserqualität zur Verfügung stehen. Bei der Nutzung von Brauchwasser ist darauf zu 
achten, dass das Leitungssystem entsprechend der Technischen Regeln (hier insbesondere die 
DIN 1988 - Technische Regeln für Trinkwasserinstallation - sowie die DIN 1986 und die DIN 
2001) ausgeführt wird und die strikte Trennung von Trink- und Brauchwasserleitung erfolgt. 
Nach § 17 Abs. 6 TrinkwV 2001 dürfen Regenwassernutzungsanlagen nicht ohne eine den all-
gemein anerkannten Regeln der Technik entsprechende Sicherungseinrichtung mit Trinkwas-
serleitungen verbunden werden. Die Leitungen der unterschiedlichen Versorgungssysteme sind 
beim Einbau dauerhaft farblich unterschiedlich zu kennzeichnen und die Entnahmestellen aus 
Regenwassernutzungsanlagen sind dauerhaft als solche zu kennzeichnen. Zudem sind sämtliche 
Leitungen im Gebäude mit der Aufschrift oder einem Hinweisschild ´Kein Trinkwasser` zu 
kennzeichnen.  
Die Planung der Brauchwasseranlage innerhalb des Gebäudes ist vor Erstellung und der Inbe-
triebnahme den Verbandsgemeindewerken Langenlonsheim-Stromberg bzw. dem Betriebsfüh-
rer anzuzeigen. 
Außerdem ist der Wasserversorgungsträger darüber zu informieren.  
Schließlich ist die Inbetriebnahme einer Regenwassernutzungsanlage nach § 13 Abs. 4 TrinkwV 
2001 der zuständigen Behörde anzuzeigen.  

5. Schutz vor Grundwasser und Staunässe 
Es wird grundsätzlich empfohlen, die Gebäudegründungen und evtl. Kellerbereiche mit entspre-
chendem Schutz vor Grundwasser und Staunässe bzw. vor drückendem Wasser auszustatten. 

6. Löschwasserversorgung 

Der Nachweis über eine ausreichende, jederzeit zur Verfügung stehende Löschwassermenge ist 
durch den Erschließungsträger zu erbringen. 
Als ausreichende Menge zur Löschwasserversorgung wird eine Wassermenge von mindestens 
48 m3 pro Stunde bzw. 800 l / min. bei einem Mindestdruck von 1,5 bar über einen Zeitraum 
von zwei Stunden angesehen.  

Zur vorbeugenden Gefahrenabwehr wird um die Beachtung folgender Blätter des DVGW-
Regelwerks (Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e.V., Frankfurt / Main) gebeten: 
Technische Mitteilung Merkblatt W 331 vom November 2006 (Auswahl, Einbau und Betrieb 
von Hydranten); Technische Regel Arbeitsblatt W 400-1 vom Oktober 2004 (Wasserleitungs-
anlagen), sowie Technische Regel Arbeitsblatt W 405 vom Februar 2008 (Bereitstellung von 
Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung). 

7. Berücksichtigung der Erfordernisse von Brandbekämpfungs- und Rettungsfahrzeugen 

Es sind ausreichend große Zufahrten, Wendemöglichkeiten und Bewegungsflächen für den Ein-
satz öffentlicher Brandbekämpfungs- und Rettungsgeräte vorzusehen. Bei der Bemessung dieser 
Flächen ist die Muster-Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr der Fachkommission Bauauf-
sicht der ARGEBAU vom Februar 2007 (zuletzt geändert durch Beschluss der Fachkommission 
Bauaufsicht vom Oktober 2009) anzuwenden. Grundsätzlich sind die Vorgaben des § 7 LBauO 
zur Anlage von Zugängen und Zufahrten für Rettungsfahrzeuge zu beachten.  
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8. Nutzung von Erdwärme 

Für die Nutzung von Erdwärme ist grundsätzlich ein wasserrechtliches Erlaubnisverfahren 
erforderlich. Ein entsprechender Antrag ist rechtzeitig bei der Unteren Wasserbehörde bei der 
Kreisverwaltung Bad Kreuznach einzureichen. 

9. Schutz und Verwertung von Boden 

Bei Erdarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 „Verwertung von Bodenmaterial“ und DIN 
18915 „Vegetationsarbeiten im Landschaftsbau – Bodenarbeiten“ zu beachten.  
Im Rahmen der Baumaßnahmen anfallender Mutterboden ist gemäß § 202 BauGB in nutzbarem 
Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. Der Oberboden ist da-
her zu Beginn aller Erdarbeiten entsprechend DIN 18915, Blatt 3, abzuschieben und zu lagern. 
Es sollte geprüft werden, ob Erdaushub aus anfallenden Bauarbeiten zur grünordnerischen 
Gestaltung (z. B. Modellierungen) verwendet werden kann oder ob sonstige, möglichst ortsnahe 
Verwendungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen.  

10. Denkmalschutzrechtliche Vorschriften 

Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des Denkmalschutzgeset-
zes (DSchG) hinzuweisen. Danach ist jeder zutage kommende archäologische Fund im Sinne 
des § 16 DSchG gegen Verlust zu sichern, die Fundstelle soweit als möglich unverändert zu las-
sen und der Fund gemäß § 17 DSchG unverzüglich (direkt oder über die Denkmalschutzbehörde 
oder die Verbandsgemeindeverwaltung) der Denkmalfachbehörde zu melden. Das Erhaltungs-
gebot des § 18 DSchG ist dabei zu beachten. 
Die vorstehenden Hinweise entbinden den Bauträger / Bauherren nicht von der Meldepflicht 
und Haftung gegenüber der Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz – Direktion 
Landesarchäologie (Mainz). 
Sollten archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarchäologie ein 
angemessener Zeitraum einzuräumen, damit entsprechende Rettungsgrabungen, in Absprache 
mit den ausführenden Firmen, planmäßig den Anforderungen der heutigen archäologischen For-
schung entsprechend durchgeführt werden können. Im Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu 
rechnen. Je nach Umfang der evtl. notwendigen Grabungen sind von Seiten des Bauträgers bzw. 
des Bauherrn finanzielle Beiträge für die Maßnahmen erforderlich: So kann gemäß § 21 Abs. 3 
DSchG ein Träger öffentlicher oder privater Bau- oder Erschließungsvorhaben „als Veranlasser 
im Rahmen des Zumutbaren zur Erstattung der Kosten erdgeschichtlicher oder archäologischer 
Nachforschungen und Ausgrabungen einschließlich der Dokumentation der Befunde verpflichtet 
werden“.  

11. Schutz von Ver- und Entsorgungsleitungen  

Ver- und Entsorgungsleitungen sind so zu verlegen bzw. durch Schutzvorkehrungen zu sichern, 
dass keine gegenseitige Beeinträchtigung von Bäumen und Sträuchern mit Leitungstrassen statt-
findet. Die diesbezüglichen Vorgaben des Arbeitsblattes DVGW Richtlinie GW 125 sowie des 
"Merkblatts über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" der For-
schungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV e. V., Köln) sind zu beachten. Die 
Träger der Ver- und Entsorgung sind frühzeitig über den Beginn von Erschließungs- und Bau-
maßnahmen zu unterrichten. 

12. Altlasten, Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Bodenveränderungen oder 
Verdachtsflächen 

Altlasten, Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Bodenveränderungen oder Verdachts-
flächen sind für das Gebiet des Geltungsbereiches nicht bekannt. Nach § 5 Abs. 1 Landesboden-
schutzgesetz (LBodSchG) sind der Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen 
Gewalt über das Grundstück (Mieter, Pächter) verpflichtet, ihnen bekannte Anhaltspunkte für 
das Vorliegen einer schädlichen Bodenveränderung oder Altlast unverzüglich der zuständigen 
Behörde (Regionalstelle der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord) mitzuteilen. 
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13. Baugrunduntersuchungen und zu beachtende Vorschriften zum Baugrund etc. 

Für mögliche Bauvorhaben können spezielle Baugrunduntersuchungen erforderlich werden. 
Falls die Baumaßnahme dies erfordert, sind Untersuchungen zur Erkundung von Schicht- und 
Grundwasserverhältnissen durchzuführen. Grundsätzlich sollten die Anforderungen an den 
Baugrund der DIN 1054 (Baugrund – Sicherheitsnachweise im Erd- und Grundbau), der DIN 
4020 (Geotechnische Untersuchungen für bautechnische Zwecke) und der DIN 4124 (Baugru-
ben und Gräben - Böschungen, Verbau, Arbeitsraumbreiten) sowie die Vorgaben zur Geotech-
nik der DIN EN 1997-1 und -2 (Entwurf, Berechnung und Bemessung in der Geotechnik - Teil 
1: Allgemeine Regeln und Teil 2: Erkundung und Untersuchung des Baugrunds) beachtet wer-
den. 
Bei allen Bodenarbeiten sind zudem die Vorgaben der DIN 19731 (Bodenbeschaffenheit - Ver-
wertung von Bodenmaterial) und der DIN 18915 (Vegetationstechnik im Landschaftsbau – 
Bodenarbeiten) zu berücksichtigen. 

14. Beachtung der Aussagen des schalltechnischen Gutachtens 

Die Aussagen des schalltechnischen Gutachtens [GSB SCHALLTECHNISCHES BERATUNGSBÜRO 

(2020): Ortsgemeinde Warmsroth - Bebauungsplan ´Östlich der Hochwaldstraße`.  Schall-
technisches Gutachten vom 06.09.2019. St. Wendel] sind zu beachten 
Das Gutachten ist Bestandteil der Begründung. 

15. Kampfmittel 

Derzeit sind keine Anhaltspunkte bekannt, die das Vorhandensein von Kampfmitteln im Plan-
gebiet vermuten lassen. Das Vorhandensein von Kampfmitteln im Plangebiet kann jedoch nicht 
ausgeschlossen werden. Eine Kampfmittel-Sondierung des Geländes hat bislang nicht stattge-
funden. Diese ist ggf. in Eigenverantwortung des Grundstückseigners / Bauherren zu veranlas-
sen. Jedwede Erdarbeiten sind in entsprechender Achtsamkeit durchzuführen. 
Sollte ein Verdacht auf das Vorhandensein von Kampfmitteln bestehen, so sind aus Sicherheits-
erwägungen weitere Erdarbeiten sofort zu unterlassen. Zunächst muss dann eine Freimessung 
des Geländes erfolgen. Ist diese unter vertretbarem Aufwand nicht möglich, so muss bei allen 
bodeneingreifenden Maßnahmen eine baubegleitende Aushubüberwachung / Kampfmittel-
sondierung durchgeführt werden. Sollten Kampfmittel gefunden werden, so sind aus Sicher-
heitsgründen die Erdarbeiten sofort einzustellen und umgehend das Ordnungsamt der Ver-
bandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg, die nächstgelegene Polizeidienststelle oder der 
Kampfmittelräumdienst Rheinland-Pfalz zu benachrichtigen. 

16. Radonprognose 

Nach Auskunft des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (Mainz)  liegt das 
Plangebiet in einer Region, in der ein niedriges bis mäßiges Radonpotenzial (unter 
40 kBq / cbm) in und über einzelnen Gesteinshorizonten in der Bodenluft festgestellt wurde, das 
in Abhängigkeit von den jeweiligen Gesteinsschichten stark schwanken kann. Dieser Wert ent-
spricht gemäß der Einstufung des Bundesamtes für Strahlenschutz der Radonvorsorgeklasse I 
(dazu s.u.). 

Nach Einschätzung des Ministeriums für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten Rheinland-
Pfalz lassen aber die bisher in Rheinland-Pfalz gemessenen Konzentrationen den Schluss zu, 
dass bei geeigneter Bauausführung praktisch überall Gebäude errichtet werden können, die den 
notwendigen Schutz vor Radon bieten. Mit steigender Radonkonzentration erhöht sich aber das 
Risiko einer Erkrankung an Lungenkrebs.  

Vom Bundesamt für Strahlenschutz werden bauliche und sonstige Vorsorgemaßnahmen 
empfohlen, um den Eintritt von Radon in das Gebäude bzw. sein Einwirken auf den Menschen 
weitgehend zu verhindern. 

Die für die (gemäß der o. g. Karte hier vorhandene) Radonvorsorgegebietsklasse I (RVK I - 
Radonaktivitätskonzentration über 20 und unter 40 kBq / cbm) empfohlenen Maßnahmen 
umfassen insbesondere 

1. Konstruktiv bewehrte, durchgehende Bodenplatten aus Beton (Dicke ≥ 20 cm; sollte dies 
nicht möglich sein, so ist auf eine gasdichte Ausführung zu achten); 
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2. Abdichtung von Böden und Wänden im erdberührten Bereich gegen von außen angreifende 
Bodenfeuchte mit radondichten Materialien in Anlehnung an die DIN 18915 mit Materialien, 
die auch zur Radonabwehr geeignet sind (in der Regel entstehen dadurch keine Mehrkosten); 

3. Abdichtungen von Zu- und Ableitungen, von Rissen, Fugen und Rohrdurchführungen in 
Boden berührenden Hausbereichen mit radondichten Materialien bzw. Verwendung gas-
dichter Komponenten für Durchführungen; 

4. Abdichten von Kellertüren; 

5. Zuführung der Verbrennungsluft für Heizkessel, Kaminöfen u. ä. von außen (um ein Ansau-
gen von Raumluft und damit die Unterdruckerzeugung im Gebäude zu reduzieren). 

Sorgfalt bei der Radonabwehr sollte auch für die Gebäude ohne Unterkellerung gelten, weil in 
nicht unterkellerten Gebäuden im statistischen Mittel die Radonkonzentrationen im Erdgeschoss 
höher als in unterkellerten Gebäuden sind. Die Frostschürzen unter nicht unterkellerten Gebäu-
den verhindern, dass Bodenluft mit Radon über die kapillarbrechende Schotterschicht nach 
außen abgeleitet werden kann. Unter diesen Bedingungen können sich unter dem Gebäude 
höhere als die gemessenen Radonkonzentrationen einstellen. 

Grundsätzlich ist aber – da das aus dem Boden austretende Radon durch die Atmosphärenluft 
sofort auf sehr niedrige Konzentrationen verdünnt wird - vor allem häufiges und intensives Lüf-
ten als wirksamste Maßnahme gegen die Aufnahme einer zu hohen Radonkonzentration in der 
auf den Menschen einwirkenden Luft zu nennen, sowie eine durchgehende Boden-Fun-
damentplatte und ein normgerechter Schutz gegen Bodenfeuchte.  

Bei stärkeren Konzentrationen werden darüber hinaus auch ein Abschluss des Treppenhauses 
gegen das Untergeschoss, der Verzicht auf Wohn- und Aufenthaltsräume im Kellerbereich und 
der Einbau einer Radon-dichten Folie unter der Bodenplatte empfohlen.  

Da die vorstehenden Ausführungen nur allgemeine Hinweise geben können, wird dem Bau-
herren und seinen Planern eine Radonmessung der Bodenluft empfohlen, deren Ergebnisse 
Grundlage für die Bauherren sein sollte, sich ggf. für bauliche Vorsorgemaßnahmen zu ent-
scheiden und bereits in einer frühen Planungsphase entsprechende objekt-optimierte Konzepte 
zum Schutz vor Radon in Zusammenarbeit mit einem Radongutachter zu entwickeln. 

Weitere Informationen sind u.a. dem Radon-Handbuch des Bundesamtes für Strahlenschutz, der 
Radon-Informationsstelle beim Landesamt für Umwelt (Mainz; E-Mail: radon@lfu.rlp.de, 
Telefon: 06131/6033-1263) sowie folgender Seite zu entnehmen: http://mapserver.lgb-
rlp.de/php_radon/meta/erlaeuterungen.pdf. 
Fragen zur Geologie im Baugebiet sowie zur Durchführung und Bewertung der Radonmessung 
in der Bodenluft beantwortet das Landesamt für Geologie und Bergbau (Internet: www.lgb-rlp.de, 
Telefon: 06131/9254-0).  

Die Ergebnisse von vorgenommenen Radonmessungen sollten dem Landesamt für Geologie 
und Bergbau Rheinland-Pfalz (Mainz) mitgeteilt werden, damit diese in anonymisierter Form 
zur Fortschreibung der Radonprognosekarte von Rheinland-Pfalz beitragen können. 

17. Verwendung von heimischem Pflanzmaterial und Saatgut 

Gemäß § 40 Absatz 1 BNatSchG bedarf das Ausbringen von gebietsfremden Pflanzen (d. h. de-
ren Art in dem betreffenden Gebiet in freier Natur nicht oder seit mehr als 100 Jahren nicht 
mehr vorkommt) in der freien Natur seit dem 01.03.2020 der Genehmigung der zuständigen 
Behörde. Dies gilt nicht für künstlich vermehrte Pflanzen, wenn sie ihren genetischen Ursprung 
in dem betreffenden Gebiet haben. Eine Genehmigung kann nicht erteilt werden, wenn eine Ge-
fährdung von Ökosystemen, Biotopen oder Arten der Mitgliedstaaten der EU nicht auszu-
schließen ist. Durch diese Regelung sollen einer weiteren Florenverfälschung effektiv entge-
gengewirkt sowie Produktion und Verwendung gebietseigener Gehölze und Saaten gefördert 
werden. 



Einbeziehungssatzung ´Östlich der Hochwaldstraße` Ortsgemeinde Warmsroth 
Satzungstext Seite 13 

DÖRHÖFER & PARTNER  Ingenieure • Landschaftsarchitekten • Raum- und Umweltplaner 

18. DIN-Normen 

DIN-Normen, auf die in dieser Satzung verwiesen wird, sind beim Deutschen Patent- und Mar-
kenamt in München archivmäßig gesichert niedergelegt und können bei der Verbandsgemein-
deverwaltung Langenlonsheim-Stromberg (Fachbereich 3 – Bauen, Gebäude Warmsrother 
Grund 2, 55442 Stromberg) eingesehen werden. 
Ein Bezug der DIN-Vorschriften ist über die Beuth Verlag GmbH (unter der Adresse Saat-
winkler Damm 42/43, 13627 Berlin, bzw. http://www.beuth.de) möglich. 

19. Pflanzenliste für Pflanzfestsetzungen  

Die im Plangebiet zu pflanzenden Arten sind jeweils auszuwählen in Abhängigkeit vom konkre-
ten Standort (einige Arten gedeihen bspw. nur auf feuchten Standorten). 
Die im Folgenden aufgeführten Pflanzenarten sind eine Auswahl der wichtigsten Arten.  
Die Liste ist nicht abschließend.  
Wichtig für eine ökologisch wertvolle Pflanzenauswahl ist die weitest mögliche Verwendung 
von heimischen Gehölzen. Es können aber auch Arten verwendet werden, die dieses Kriterium 
nicht im strengen Sinne erfüllen. In jedem Fall sollte aber darauf geachtet werden, dass mög-
lichst robuste Arten und Sorten gepflanzt werden, die vor allem durch ihre Blüte und ihre 
Früchte und / oder sonstige Eigenschaften (z. B. Dornen oder Stachel als Hilfe zum Nestbau; 
Belaubung o.ä.) einen Teil- Lebensraum (als temporäres Jagd-(Flug- / Brut- / Nist-)Habitat für 
unsere heimische Fauna (v. a. für Vögel und Insekten) bieten.  
Bei Pflanzungen ist auf die Einhaltung der Grenzabstände nach den §§ 44-47 des Landesnach-
barrechtsgesetzes von Rheinland-Pfalz zu achten.  

a) Bäume 

Bäume I. Ordnung  
Acer platanoides - Spitzahorn 
Acer pseudoplatanus - Bergahorn 
Aesculus hippocastanum - Rosskastanie 
Fagus sylvatica - Rotbuche 
Fraxinus excelsior – Esche (aktuell aber wg. des 

Eschentriebsterbens auf Pflanzung verzichten) 
Juglans regia - Walnuss 
Quercus robur - Stieleiche 
Tilia cordata - Winterlinde 
Tilia platyphyllos - Sommerlinde 
 

Bäume II. Ordnung  
Acer campestre - Feldahorn 
Carpinus betulus - Hainbuche 
Cydonia oblonga - Quitte 
Malus sylvestris - Wildapfel 
Prunus avium - Vogelkirsche 
Pyrus pyraster - Wildbirne 
Sorbus aria - Mehlbeere 
Sorbus aucuparia - Eberesche 
Sorbus domestica - Speierling 
Sorbus torminalis - Elsbeere 

b) Landschaftssträucher  
Berberis vulgaris - Berberitze 
Cornus sanguinea - Roter Hartriegel 
Corylus avellana - Waldhasel 
Euonymus europaeus - Pfaffenhütchen 
Ligustrum vulgare - Rainweide 
Lonicera xylosteum - Heckenkirsche 
Prunus mahaleb – Weichselkirsche 
 

Rhamnus cathartica - Kreuzdorn 
Rhamnus frangula - Faulbaum 
Rosa canina - Hundsrose 
Rosa rubiginosa - Weinrose 
Rosa pimpinellifolia - Bibernellrose 
Sambucus nigra - Schwarzer Holunder 
Viburnum lantana - Wolliger Schneeball 
Viburnum opulus - Wasserschneeball 

c) Obstbäume  

An Obstbäumen sind möglichst robuste, pflegeextensive Sorten (vorzugsweise alte Regional-
sorten) zu verwenden. 

Außerdem können die zu unserer Kulturlandschaft gehörigen Arten Walnuss (Juglans regia) 
und Quitte (Cydonia oblonga) verwendet werden. 
 



Einbeziehungssatzung ´Östlich der Hochwaldstraße` Ortsgemeinde Warmsroth 
Satzungstext Seite 14 

DÖRHÖFER & PARTNER  Ingenieure • Landschaftsarchitekten • Raum- und Umweltplaner 

Ergänzend bzw. alternativ können für Pflanzungen im Randbereich von Stellplätzen und 
sonstigen befestigten Flächen auch andere stadtklimatolerante Laubbaum-Arten verwendet 
werden, die in der GALK-Straßenbaumliste [DEUTSCHE GARTENAMTSLEITERKONFERENZ 

(GALK) E.V. (2012): GALK-Straßenbaumliste in der aktuellen Fassung; s. www.galk.de] zur 
Verwendung auf Straßen- und Parkplatz-Flächen als ´geeignet` oder ´gut geeignet` für diese 
Standorte empfohlen werden, sofern sie als Hochstamm erhältlich sind und eine Mindestgröße 
von 8 m (nach den Angaben dieser Liste) erreichen. 
 
Mindest-Pflanzqualitäten (falls nicht anders angegeben):  
- Bäume I. und II. Ordnung: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 14-16 cm  
- Bäume II. Ordnung: Heister, 2 x verpflanzt, 150-175 cm hoch 
- Obstbäume: Hochstamm auf Sämlingsunterlage, 3 x verpflanzt, Stammumfang 8-10 cm 

 
Alle im Plangebiet zu pflanzenden hochstämmigen Bäume sind mit Dreibock anzupfahlen, in 
den Randbereichen ist ein Fege- bzw. Verbissschutz (Fegeschutz-Spiralen, Wuchshüllen o.ä.) 
anzubringen. 

 

 
 

§ 4 Ausfertigung 
 
Die Satzung, bestehend aus der Planzeichnung, dem vorliegenden Satzungstext und der Begründung, 
stimmt in allen ihren Bestandteilen mit dem Willen des Gemeinderates Warmsroth überein.  

Das für die Einbeziehungssatzung gesetzlich vorgeschriebene Verfahren wurde eingehalten. 

Der Einbeziehungssatzung wird hiermit ausgefertigt.  
 
 

Warmsroth   ....................................... 
(Ort)   (Datum) 

 

................................................................................................................................................. 

(Unterschrift) 

  

 

§ 5 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt gemäß § 10 Abs. 3 BauGB mit der ortsüblichen Bekanntmachung in Kraft. 

 
 

Warmsroth,   ....................................... 
(Ort)   (Datum) 

 

................................................................................................................................................. 

(Unterschrift) 

 

 


